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Sitzung vom15 .Dezember1932 .
Der Wiener Gemeinderat setzte heute die Verhandlungen über dasBudget

der Bundeshauptstadtfür das Jahr 1933 fort .Zum Kapitel Finanzwesen

und in der Generaldebatte führt in seinem Schlusswort STR ,Dr .Danneberg
aus :

gmSTR .Kunschak hat mir gestern im Voraus seinen Tadel ausgesprochen .
Ich kann mich damit umsoeher abfinden ,als dieser Tadel in ein Lob meines

Vorgängers eingewickelt war ,den STR ,Kunschak 14 Jahre lang in diesemSaale
getadelt hatte .Ich will dem STR ,Kunschak nicht darin folgen ,dass ich
Sprichwörter zitiere ,cbwohl man auf die Situation einige passende Sprich¬
wörter anwendenkönnte .Ich stelle nur fest ,es wird hier die allgemeine
menschliche Erkenntnis sichtbar ,dass dem Menschen ,namentlich imspäteren
Alter die Vergangenheit immer schöner erscheint als die Gegenwart ( Lebh .
Heiterkeit bei d .Soz .dem . )Im übrigen wird man abwarten müssen .Mirbleibt
nichts anderes übrig als auf meinem Posten zu arbeiten ,ob das demStadtrat
Kunszhak sympathisch ist oder nicht ,fast fürchte ich ,dass er in einem
späteren Zeitpunkt zu keinem anderen Urteil kommen wird als heute . Erhat

am Schlusse seiner Ausführungen gemeint ,die sozialdemokratische Verwaltung
sei etwas verwerfliches . Daich diese Verwaltung hier zu vertreten habe ,
ist es kein Wunder ,dass er mit mir nicht einverstanden ist .Aber er hat sich
die Argumentationdochzu leicht gemacht .Er hat auf der einenSeitegeta¬
delt ,dass ich einfach auf demStandpunkt stehen bleibe ,wenmeinVor¬
gänger in Steuerfragen eingenommenhat ,er konnte aber doch nicht überhören ,

was ich über die Steuergesetzgebung gesagt habe .Um das wegzuräumen ,erklär¬

te er einfach ,er fasse meine Worte nur als ein Lippenbekenntnis auf .Eine
solche Argumentation ist sehr bequem ,hilft in der Sache aber nicht weiter .

Im übrigen wundertes mich ,dass gerade STR ,Kunschak mich einen demagogische
Agitator nennt .Der Varwurf gerade aus diesem Mundepasst eigentlich nicht .

Aber ich muss auch das hinnehmen .

Nicht ohne Widerspruch kann ich es aber hinnehmen ,dass er voneinem
dürftigen Budget gesprochen hat ,dass er alles kleinlich ,schlecht und unzu¬
länglich findet ,was im Gemeindebudget enthalten ist ,während er für das

Kleinlichere Schlechtere und Unzulänglichere ,was in dem von seiner Partei
vertretenen Bundesbudget enthalten ist ,nur Entschuldigungs -und Recht¬
fertigungsgründe findet .Ich habe gestern den Vergleich desGemeindebud¬
get mit dem Bundesbudget nicht deshalb angestellt ,um gegen den Bundeine
Polemik zu führen ,sondern um zu zeigen ,auf welchem Untergrund sich das
Budget und die Verwaltung der Gemeinde aufbauen muss ,und um zu zeigen ,

dass ,soviel manauch an demGemeindevoranschlagtadelt,wir es nochimmer
besser verstanden haben als der Bund ,den schwierigen Zeiten Rechnung zutra
Selbstverständlich ist heute Arbeitsbeschaffung leider in geringerem Masse
möglich als vor zwei Jahren ,aber im Verhältnis zu anderen Körperschaften
und insbesondere auch zumBundsteht die Gemeindenoch immerweitvoran .
Die Meinung des Gemeinderates Kunschak ,der Bund habe keine Verpflichtung
zu Infestitionsarbeiten ,kann nur auf einem unerklärlichen Irrtum beruhen ,

Einen solchen Standpunkt hat der Bund selber nie vertreten ,er wäreauch
bei den tausend Möglichkeiten und Verpflichtungen ,die eine so grosse Ver¬
waltung zu Ivestitionen hat ,absurd .Tatsächlich hat auch der Bund in den

jetzten Jahren I vestitionen gemacht ,zum Beispiel im Johre 1930 soldhe
im Betrag von 248 Millionen und ist im Jahre 1933 auf 6 Millionen herunter
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gekommen .Dieser Abbau schaut ganz anders aus als der Abbau ,der leider
in Besprechung der Anleihome 3olichkeiten der Gemeindeauch bei der Gemeinde notwendig war .Wenn STR .Kunschak /gemeint hat ,die

Gemeindekönne sich leichter bewegenals der Bund ,da der Bundalles Mög¬
liche verpfändet habe und verschuldet sei ,die Gemeinde aber nicht ,so

war das wieder ein Kompliment für den so lange geschmähten Stadtrat

Breitner .Aber Stadtrat Kunschakirrt in den Folgerungen ,wennermeint ,
die Gemeindemüsse eine Anleihe auch bekommen,wennsie sich nurentschliesse
sie aufzunehmenAber selbst wenndie Gemeindeeine Anleihe aufnehmenwollte ,
was sie sich natürlich sehr überlegen müsste ,könnte ihr niemand eine solche

Zusage bis Ende Februar machen und ein Bericht ,wie ihn STR .Kunschak bis
Ende Februar in seinem Antra verlangt ,könnte deshalb nur feststellen ,
dass der Kredit nicht zu bekommen sei .Eine solche Feststellung wäre für den
Gemeindekredit gewiss nicht zuträglich .Der Antrag hat umsowenigerBerech¬
tigung,als es heute sowohl für den Bund wie für die Gemeinde unmöglich
ist ,eine Schillinganleihe zu bekommen ,sodange der endgültige Schilling¬

wert noch nicht feststeht . Eswäre daher das Richtigste ,wenn STR ,Kunschak
seinen Antrag zurückziehen wollte .

STR .Kunschak hat in siner Besprechung der Steuerpolitik der Gemeinde¬

nicht mehr wie in vergangenen Jahren grundsätzliche Einwendungengegen
diese Steuerpolitik erhoben ,sondern dazu nur sozusagen einige Randbemer¬

kungen gemacht .Die Undurchführbarkeit seines Antrages aufRückvergütung
der Fürsærgeabgabe für Exportwaren ist hier schon wiederhol auseinander¬

gesetzt worden .Es wäre das eine Massnahme ,die manvielloicht fürganz
Oesterreich erwägenkönnte ,die aber für Wienisoliert eine vielgeringere

Bedeutung hätte als für Oesterreich ,da die auf den Exportwaren lasten¬
den Produktionskosten und die sich aus der Zollpolitik der anderen Staaten
ergebenden Belastungen gegenüber den 2 Prozent Verbilligung ,die die Refun¬

dierung der Fürsorgeabgabe darstellen würde ,eine ausschlaggebende Rolle
spielen ,Ganz abgesehen davon ,dass in der Wiener Industrie zahlreiche
Rohstoffe und Halbfabrikate verwendet werden ,auf denen dieFürsorge - ¬
abgabe der anderen Länder liegt .

Zu demAntrag des STR ,Kunschakbetreffend einer Revision desGeset¬
zes über die Bodenwertabgabevon unverbautem Grunderklärt STR . Dr .Danneberg ,
es sei richtig ,dass die Pächter nach diesen Gesetze keine Parteienstellung
im Verfahren haben Nicht richtig ist es aber ,dass dies ein Schaden
für den Pächter sein muss ,da auch der Eigentümer im Gegensatz zu denAus¬
führungen des STR » Knschckein Interesse an der Bewertung seines Grundes
hat .Die Schätzungen der Gemeindegründe erfolgen nach einem bestimmten
System unter Rücksichtnahme auf die Schätzungen der Nachbargrundstücke .

Doch ist es zuzugeben ,dass manahe Bestimmungen des Gesetzes einer Klärung
bedürfen .Der Finanzreferent empfiehlt ,diesen Antrag dem Finanzausschuss

zuzuweisen .
STR ,Dr .Danneberg wendet sich sodann dagegen ,dass der demGemeinde¬

rat vorliegende Antrag über die Nahrungs -und Genussmittelabgabe als eine
Demonstration bezeichnet werden könne .Dic Annahme des Antrages erspart

dem Gast -und Schankgewerbe die Nachzahlungen .Hinsichtlich des Gesetzes übe :
die Nahrungs -oder Genussmittelabgabe liegen nicht wie STR . Kunschaksagte ,
Vereinbarungen zwischen Gemeindeund der Regierung in demSinnevor ,
dass man die Gemeinde für das bestehende Gesetz verantwortlich machen könn¬
te . DieZustimmung der Regierung zu der Novelle war seinerzeit nur zu erhal¬

ten ,wenn die Gemeinde der Formulierungdes Gesetzes ,wie sie heute vorliegt
zustimmte und wenn sie ihre Zustimmung zur Ausschaltung des freien
Ermessens gab . Dasbedingt natürlich ein so mechanische Staffælung ,wie

sie im Gesetz nun enthalten ist .Eine Aenderung dieses Gesetzes ist sehr

schwer möglich ,weil dazu nixht nur die Zustimmung des Wiener Landtages ,

sondern auch die Zustimmung des Bundesregierung und des Parlaments notwendigwäre . 791
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DemAntragdes STR. Kunschakbetreff nd die Wertzuwachsabgabestimmtder
Finanzreferent nicht zu ,weil die Annahmedes Antragseinenwesneltibhen
Entfall an Einnahmenbringen würde ,und weil mankeineswegs imEinzelnen
unterscheiden kann ,oh es sich um Spekulatihnskäufe handeln kann oder

nicht .Bekanntlich war der Hausbesitz vor dem Krieg mit Hypotheken schwer

belastet ,im Wiener Durchschnitt mit etwa 70 Prozent .Durch die Geldent¬
wertungist diese Belastungverschwundenunddie Huseigentümerhabenso
erst das wirtschaftliche Eigentumihrer Häusererworben ,die ihnenfrüher
nur formalrechtlich gehört haben .

Auch den Antrag des STRzKünschak betreffend die Bodenwertabghbe
vomverbauten Grundersucht der Finanzreferent abzulehnen .Infolge derBe¬
engtheit unserer Mittel könnenwir heute keine neuenZweckbestimmungen
machen ,anderseits steht den Hausherrendie grössere in kleinere wohnungen
umwandelnwollen ,der Wegzu denSparkassenundauchzu derZentralspar¬
kasse offen ,Kredite aus Gemeindemittelnkönnten nur dann in Fragekommen,
wenndie Gemeindewieder eine Verfügung über den ganzen Wohnungsmarktbekäme

STR ,Dr .Dannebergbeantwortet sodann die Fragen des GR. Dr .Hanke .
WaszunächstdenBetraganlangt ,der für die EinhebungderBundessteuern
ins Gemeindebudgeteingesetzt ist ,so wurde dieser Betrag -essindie

' 5Millionen-soerrechnet ,dass/3Prozent ,aufdiedieGemeindenachdem
bestehenden Gesetze Anspruch hat ,von jenem Betrage angenommenwurdendån
dasFinanzministeriumselbst als ErtraganWienerBundessteuernfürdas
nächse Jahr angibt .Der Betrag von eineinhalb Millionen ,derin

den Bundesvoranschlageingesetzt ist ,kannnicht auf d Gesetzge¬
gründet werden .Für die Ertragsanteile des Bundeshat die Gemeindeeinen
Betrag eingesetzt ,der um ca 20 Millionen höher ist als der in denBundes¬
voranschlageingesetzte Betrag .Auchhier ist das absolute RechtaufSeite
der Gemeinde .DasAbgabenteilungsgesetzenthält die klare Bestimmung,dass

Siedie Zuweisungenaus den Ertragsanteilen nicht kleiner sein dürfenals/im
Jahre 1923 waren ,vermehrt um 30 Prozent .Auf dieser Grundlage haben wir

denBetrageingesetzt .In das Bundesbudgetwurdeauf Grundderpräliminierten
Steuern für das nächste Jahr ein Betrag ohneRücksichtauf dieseGaran¬
tiebestimmungg eingesetzt .

Wir sind selbst - ¬

verständlich berechtigt ,den von uns angenommenenBetrag inAnspruch
zu nehmenundhabendiesenAnspruchauchbei der Regierunggeltendgemacht.

Zu demAntragwdesGR. Dr .Hankebetreffend die Zentralsparkasse be¬
merkt STR. Dr . Danneberg ,dass ein Untersuchungs ausschuss die Einbringlich¬
keit von Darlehen gar nicht untersuchen könnte .Es gibt da auch nichts zu

untersuchen .Die Zentralapsrkasse hat ihre berufene Vertretung in der Ver¬
waltung ,wie sie nach dem Statut eingesetzt ist .Auch den Herrn der natienal¬

sozialistischen Partei ist das Recht angeräumtan dr Verwaltungteilzu¬
nehmen .Sie haben wie GR. Hankeselbst erklärt hat ,dieses Recht nicht in
Anspruchgenommen.Dasgibt aber dochwiedernicht das RechtdieRedlich¬
keit der Verwaltungder Zentralsparkasse anzuzweifelnund einenBufmord
an ihr zu begehen . DerReferent ersucht daher diesen Antragabzulehnen .
In einer Erwiderung auf die Rede des STR ,Frauenfeld bemerkt STR . Dr¬
Danneberg ,auch die Sozialdemokraten sind ninht der Meinung ,dass die Weltwi - ¬

schaftskriseeine Beschwörungsformeloderein vonGottgesandtesUebelsei ,
sie halten diese Erscheinungenvielmehr als ein aus demMechanismusder
kapitalistischen Entwåcklung entspringendes Uebel ( Zwischenrufe ) . Auchwir
sind der Meinung ,dass aus dieser Krisenicht das hervorgehenkann ,wasgewer
ist ,sondern dass aus ihr ,je furchtbarer sie ist und je länger sie dauert ,
etwasneuesundetwasandereserwachsenmuss ,Werdiese Dingeuntersucht ,
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muss sie zunächst richtig erkennen .Manerkennt sie aber nicht richtig ,
wenn man die Gründe des Uebels nicht in dem Wirtschaftsmechanismus dieser
Gesellschaftsordnung sondern in politischen Gründen sucht .Nicht die Demo¬

kratie ist ,wie STRFrauenfeldmeinte ,die Schulddieser Krise .DieKrise
besteht ebensowohl in den Ländern der Lemokratie wie in denen desFaschis¬
mus und der Diktatur .( Zwichenrufe bei den Nat ,soz . - GR ,Müulberger :Undin
Moskau ! )In Moskaugibt es vor allem keine Arbeitslosen wie in derkapi¬
talistischen Welt ,dort ist eine PEnwirtschaft aufgebaut . . .( STR .Frauenfeld :

Die Rote Fahne wird sich über Sie freuen ! )nein ,sie wird sich nicht über
mich freuen ,sowenig Sie sich über mich freuen ( Lebh .Heiterkeit bei den
Soz ,dem . )Es handelt sich hier umwirtschaftliche Tatsæ hen ( GR .Mühlberger :

kapitalistischenDie von den Juden heraufbeschworen werden ) .Von den /Juden und von den ka¬

pitalistischen Ariern .Sowenigdiese Krise eine demokratischeErscheinung
ist ,so wenig ist sie eine jüdische Erscheinung ,sondern sie ist eine ka¬

inter¬bitalistische Erscheinung .Der Kapitalismus ist eine pr .Mkonfessionelle undinternationale

Angelegenheit .( Lebh. Beifallbd . d .Scz .dem . )Nurwennmandaserkennt ,
wird man auch die richtigen Mittel im Kampf gegen den Kapitalusmus anwen¬

den können .( GR. Frauenfeld :Sie führen 80 Jahre lang den KampfgegendenKa¬
pitalismus ! )Ja ,der Kampf gegen den Kapitalismus dauert lange und Sehaben
noch nicht den Beweiserbracht ,dass Sie ihn in kürzerer Zeiterfolgreich
zu führen vermögen( Lebh .Beifall . d ,Soz .dem . )Es wird sich erst zeigen ,wie
lange Sie den Kampfgegenden Kapitalismusführen ( GRFrauenfeld :Solange

glaubewie Sie nicht ! ) Ich „ Sie werden ihn nicht solange führen ,weil Sie

dazu keine Gelegenheit haben werden ( Lebh .Heiterkeit und Beifall bei den
Soz .dem . )STR .Frauenfeld hat gstern eine ganze Reihe sehr wichtiger Tat¬
saxhenüber die kapitalistische Entwicklungundihre Wirkungenangeführt

Er verwechselt nun mancherlei Dinge ( GR .Mühlberger :Die Ihnen unangenehm

sind ) Nein . Wennich sehe ,dass sich jemand bemüht auf den richtigen Wegzu
kommen,ist mirdasnursympathisch.UndwennderNatiomalsczialismusvom
Marxismus etwas lernt ,wirddas nur nützlich sein ( Heiterkeit undlebh .
Beifall . . Soz .dem. ) Abervorläufig sind wir noch nicht soweit ,wiedie
Ausführungen des STR .Frauenfel bæweisen .STR .Frauenfeld hat gemeint ,es
wäre die Pflicht der Gemeinde gewesen ,in den vergangenen Jahren Arbeit zu

schaffen .Ich habe gestern schon daran erinnert ,dass die Gemeindever¬
waltung seit dem Ende der Inflation Investitionen von einer Milliarde

09Schilling gemacht habe . Distädtis chen Unternehmungen von beinahe f Millio¬

nen ,Das ist für die Wiener Verhältnisse eine gigantische Summe( ZwisdhenrufeADas hat auch seine Wirkung gehabt ,da ,sich die Arbeitslosigkeit in Wien

wesanttihh langsamer entwickelt hat als in den Ländern ausserhalb Wiens .
Zur Arbeitsbeschaffung braucht die Gemeinde Mittel und daher darf der¬

jenige der das wünscht ,auf der anderen Seite nicht vonUebersteuerungen
reden ,STR .Frauenfel d hat auch erklärt ,er wolle positive Kritik üben .
Ich muss mich wirklich frag en ,was positiv an seiner Rede war( GR. Mühlber¬
ger :Das haben Sie nicht begriffen ! - Zwischenrufe ) Dannweiss ich nicht,wozu
STR .Frauenfld seinen Vortrag hier gehalten hat .Im übrigen war mir das ,was

er vorgetragen hat nicht neu ,denn ich habe es erst von ein paar Tagenim
. „ der nationalsozialistischen Zeitschrift " Land und Gemeinde "geles

Ich war daher mit den Gedankengängen ,die er gestern hier vertreten hat ,
schon vertraut .( Schallende Heiterkeit bei den Noz .dem . )STR ,Frauenf - eld

un¬
hat auch von erantwortlichen Leuten in der Wiener Verwaltunggesprochen .
Er sollte das nicht sagen .Es wäre natürlich viel bequemer ,die Verwaltung
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der Stadt so zu führen ,wie es die Nationalsozialisten zumBeispiel
n Koburg gemacht habe n ,wo sie einfach erklärt haben ,das Budget ist
nicht ausgeglichen ,die Aufsichtsbehörde sell einfach dekretieren ,was
für Steuern eingehobenwerden .En Oesterreich gibt es kein Gesetz ,dasy
eine solche Taktik erlaubenwwürde ,Undwennes ein solches Ge etz gäbe ,
wäre es unvorantwortlich ,es so anzuwenden .Eine Mehrheit ,die von derBe¬
völkerungzur Verwaltungberufenist ,mussdenMutfinden ,das zutun ,
was sie für notwendig hält .Das können unter Umständen auch harte Tatsachen

sein . Dafürmuss aber die Mehrheit die Verantw ortung zu tragen bereit
sein . Sonstdiskreditiert sie die Demckratie .Das wünschen Sie . Wirwünschen
es nicht ,darum tragen wir die Verantwertung ( Lebh .Beifall . . Sez .dem . )
Alle drei Redner der nationalsozialistischen Partei haben von denUrteil
des Volkes gesprochen ,das angerufen werden müsse .Erst im April des heu¬

rigen Jahres ist das Urteil des Volkes angerufen worden und das Ergebnis
der Entscheidung ist dervheutige Gemeindenat .Die heutige Gemeinderat smehr¬

heit hat seit 14 Jahren gezeigt ,dass sie dieses Urteil nicht zu scheuen
hat . Siehat sich immer diesem Urteil gesteltt und sie wird auch in Zukunft

diese Entscheidung nicht zu scheuen haben ( Lebh .anhaltender Beifall b .
d .Soz .dem . ) - Zwischenrufe .

Bei der Abstimmung werden die Ansätze des Voranschlages der Ver¬
waltungsgruppe II angenommen .( GR .Weikert ( nat ,soz . )macht anhal¬
tend Zwischenrufe . )

Bürgermeister Seitz :Vielleicht würden die Herren so freundlich

sein ,diesem Herrn ,der als Letzter in der letzten Bank sitzt ,ein wenig
parlamentarische Formenbeizubringen .

STR .Frauenfeld ( nat .soz . )Parlamentarische Formenwerdenwiruns
nie angewöhnen

Bürgermeister Seitz :Wenn Sie sich mit ihm befassen ,werden Sie
bald sehen ,dass da etwas nicht stimmt .

GR .Dr .Hanke ( nat .soz .. ) :Sie haben als Vorsitzender nicht
derartige Bemerkungen zu machen !

Bürgermeister Seitz : Ich habe als Vorsitzender die Pflicht ,den

GR .Weikert aufmerksam zu machen ,dass er sich hier im Saal der Ordnung
gemäss zu benehmen hat .( Zwischenrufe bei den Nat .soz . )

Die Anträge des Stadtsenates betreffend den Verzicht auf die

Nachzahlung der Nahrungs -und Genussmittelabgaben und die Ver¬

wendung der Eingänge der Wasserkraftabgabe in den Jahren 1933 bis 1935
für die WAGwerden abgenommen .

Der Antrag Kunschak ;aur .a Revision des Gesetzes betreffend die
Bodenwertabgabe wird dem Magistrat zur Prüfung und Berichterstattung zuge - ¬
wiesen ,die übrigen Anträge Kunschak und der Antrag Dr .Hankemm

" i1 . : N17 * werden abgelehnt .

Damit ist die Generaldebatte und die Spezialdebatte über die Ver¬
waltungsgruppe II beendet .

735



RATHAUSKORRESPONDENZ
VI .Blatt

Herausgeber und verantw .Redakteur :
FRANZXAVERFRIEDRICH

Wien ,am

DieVerhandlungenüberdasKapitel "Personalangelegen-¬
heitenundVerwaltungsreform"leitet STR .SpeisermitfolgendemBe¬
richt ein :

Den heutigen Verhältnissen entsprechend ,war die Gemein¬
deverwaltungschonimVoranschlagfür dasJahr1932gezwungen,diePer-¬
sonalausgaben ,die imJahre1931nochrund188 . 1MillionenSchilling
betrugen ,auf184 . 3MillionenSchillingzusenken .FürdasJahr1933
sieht der Voranschlag180 . 8MillionenSchillingPersonalauslagenvor .
Essoll also gegenüberdenAusgabendes Jahres1931ein Ersparnisvon

. 3Millionen Schilling ,gegenüberden voraussichtlichenAusgaben
desJahres1932ein Ersparnisvonweiteren2 MillionenSchillingein¬

treten .

InfolgederdurchdieKriseerzwungenenEinschränkungen
derSachauslagenhat sichdasVerhältnisderSachauslagenzudenPer¬
sonalauslagenimmerungünstigergestaltet .ImJahre 1930 ,dasden
Höchstaufwandfür Personalbrachte ,sind 4l . 85% ,imJahre1931
43 . 77% ,imJahre193219 . 10%der Gesamtauslagender Gemeindefür
Personalzweckeverwendetworden .AusdiesenProzentsätzensiehtman,
dassderAnteilderPersonalausgabenandenGesamtausgabenderGemeinde
mit der Möglichkeit ,die Sachauslagen der Gemeinde ,das heisst die
Leistungen der Gemeindefür die Bevölkerungzu erhöhen oder mitder
Notwendigkeit ,dieseSachauslageneinzuschränken,imengstenZusammenhang
stöht .DaimJahre1933die Sachauslagen,besondersdie Ausgabenfürden
Wohnungsbau ,neuerlich eingeschränkt werdenmüssen ,steigt damitder
Anteil der Personalauslagen an den allgemeinen Ausgabenauf 50 . 23%.

Daraus ergibt sich der zwingendeSchluss ,dass aufdem
Gebiete der Personalausgaben grösste Sparsamkeit walten muss .Es wird also

leiderin dernächstenZeitnichtmöglichsein ,diebestehendeAufnahms-¬
sperreaufzuheben .EsergibtsichvielmehrdurchEinschränkungderSach¬
auslagenein gewisserUeberstandan Personal ,insbesondereinden
technischenGruppen .Eszeigt sich nun ,dass die Vorsicht ,die dieGe¬
meindebeiderAufnahmevonneuemPersonalgeübthat ,wohlbegründetwar.

DerVoranschlagenthält für NebenbezügeundDienstkleider
eine weitereEinschränkungum1 MillionSchilling .DieVorlageüber
dieseErsparungwirddenGemeinderatdemnächstbeschäftigen .Eswirdvor¬
geschlagen,dassdieNebenbezüge ,vonganzgeringfügigenAusnahmenabge-¬
sehen ,für dasJahr1933einheitlichum1o%oderatwaum600 . 000Schilling
gekürzt werden .Die Vorlagewird eine weitere Ersparungvonhoo . o00Schil¬
ling beimAufwandfür die Dienstkleiderenthalten .Es soll nämlichjede
Dienstkleidungorteeinmalumein Jahr später ausgegebenwerden .Auch
bei der Gebarungmit denDienstkleidern ,die imEigentumderGemeinde
verbleiben ,wirdmitgrosserSparsamkeitvorgegangenwerden .DieVerhand-¬
lungenmitdemPersonalwerdenvoraussichtlichin wenigenTagenbeendigt

sein .

Der Voranschlagfür das Jahr 1933ist auf jenemStand
aufgebaut ,dendieGemeindeam1 .August1932festgestellthat .Daswaren
24 . 644aktive und10 . 852Pensionsparteien ,zusammenalso 35 . 496Fersonen.
AmgleichenStichtagdesVorjahresgabes 25 . 871aktiveund10 . 468Pen-¬
sionsparteieA .DerGesamtstandmit Einschlussder Pensionistenist also
imVerlauføeines Jahres um843gesunken .DieZahlder Aktivenhatum
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. 227abgenommen ,die Zahl der Pensionisten hat sich allerdings um384
erhöht .Zu diesen Aktiven und Pensionisten der Hoheitsverwaltung kommen
noch die Beamten und Bediensteten der Unternehmungen .Die Zahl der
aktiven Beamten der Unternehmungen betrug am 1 .August 1932 . 609 ,die
der Bediensteten 20 . 173 ,zusammen 22 . 782 .Die Unternehmungen haben

1232 Pensionisten aus demBeamtenstand und . 167Pensionisten ausdem
Stande der Pediensteten ,daher . 399Pensionsparteien .DerGesamt¬

stand von Aktiven und Pensionisten bei den Unternehmungen beträgt daher
32 . 171und der Gesamtstand sämtlicher Angestellten und Pensionisten der
Gemeinde 67 . 700 .

Die Gemeindehat in der Hoheitsverwaltung nochimmer
einen gewissenUeberstandan Angestellten ,der sich aus derAuflassung
einiger Anstalten und aus der Standesverminderung der Gemeindewacheer - ¬
gebenhat .Dieser Ueberstandist in einer Personalreservezusammenge-¬
fasst .DiePersonalreservewirdjeweils dort eingesetzt ,wosichdringende,
aber vorübergehende Aufgaben ergeben .Die Zahl der in derPersonalreserve
befindlichen Angestellten nimmtständig ab ,da diese auffreiwerdende
Postenüberführtwerden .Es ist wohlanzunehmen,dass diePersonal¬-¬
reserve gegen Endedes Jahres 1933 aufgesogen sein wird .Deshalbsind
auchimVoranschlagfür diese Personalreserveheuernur mehr350. 000
Schilling gegen 650 . 000Schilling im Vorjehr eingesetzt .

Die Krankenfürsorgeanstalt und die Krankenkassa der

Strassenbahnbediensteten ,die sich eine Zeit lang in schwadrigenVer¬
hältnissen befanden ,sind vollkommen ins Gleichgewicht gebracht worden .
Die Darlehensstelle der Gemeinde ,durch die die Gemeindeangestellten für
dringende Fälle Geld zu 6 %igen Zinsen ohne Bürgen und Polizzen oder
sonstigen Nebenspesenerhalten ,ist heute ebenfalls eine eingelebteund
wohltätig wirkende Institution .Schwierigkeiten ergeben sich leider noch
immerbei der Pensionskassa der Kollektiverträgler ,Hier werdenReor¬
ganisationsmassnahmengetroffen werdenmüssen .Verhandlungenüberdie
notwendigenReformensind bereits eingeleitet und werdenwohl bald zueinem
Ziele führen .

Allen Angestellten der Gemeindeund ihrer Unternehmungen
gebührt auch heuer wieder der Dankder Gemeindeverwaltungfür ihre eifrige
und erfolgreiche Mitarbeit .( Beifall bei der Mehrheit . )Die Gemeinde - ¬
verwaltungerwartet ,dass gerade in der jetzigen schwerenZeit alle Ange- ¬
stellten allen Reformen ,die auf eine Verbesserung und Verbilligung der
Verwaltunghinzielen ,volles Verständnis entgegenbringen ,dass sie aber
insbesonders in diesen schwerenZeiten der gesamtenBevölkerungsoweit
es nur geht mit Rat und Tat zur Seite stehen .( Beifall bei den Soz .dem. )

GR .Stöger ( christl .soz . )bezeichnet den gegenwärtigen Heeres¬
minister Vaugoin als den Initiator und Schöpfer des modernen Dienst¬
und Besoldungsrechtes der städt .Angestellten .Er beschwert sich über die
Auslegung verschiedener Bestimmungen der Dienstordnung durch denPersonal¬
referenten zum Schaden der Kriegsinvaliden .Die Kriegsinvaliden ,die

schwereBlutopfer für das Vaterlandundfür diese Stadt gebrachthaben ,
werden unter Hinweis auf die schwierige Finazlage geschädigt undsie
müssen zur gleichen Zeit sehen ,wie die Partei ,die angeblich die

Vertretung des Proletariats gepachtet hat ,den Kindern vonschwerreichen
euten Schulbücher schenkt und auf Kosten der ausgebluteten Steuerträger

reichen Leuten kostbare Windelpaketgeschenke ins Hausnachträgt .
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WenndemscheidendenFinanzreferenten im Namendes städt .Personales
für die geordnete Führung des Gemeindehaushaltes in schweren
Zeit gedanktwird ,so entspricht es den elementarsten Forderungender
Gerechtigkeit ,auch der unvergesslichenTätigkeit Dr .Sepels zugedenken,

haltesder letzten Endes die Fortführung des Gemeindehaus überhaupt ermög¬
elicht hat .An den neues Finenzre sei bei Beginn seiner Amts

tätigkeit der Appell gerichtet ,mit der bisherigen Gepflogenheit zu
brechen ,bei Auftauchenden finanziellen Schwierigkeiten einfach die
Bezüge des Personales herabzusetzen .Der vielfach überauskomplizierte
Betrieb der Verwaltungund die mit der Aufnahmsspezusammenhängende
Arbeitsintensivierung fordert von den städt .Angestellten die äusserste
Anspannung ihrer Kräfte .Tst der Pereonalaufwand für die Wirtschaft

nicht mehrtragbar ,dann müssten endlich jene Betriebe ,die derPrivat¬
wirtschaft entzogen wurden ,an diese zurückgegeben werden .Dadurchkönnte
der Personalstand um einige hundert herabgesetzt und der Personalauf¬
wand auf viele Millionen Schilling herabgedrückt werden .Der Redner ver¬
weist auf den stetigen Geburtenrückgang in Wien und erklärt es als ein
Gebotder Stunde ,dass die Gemeinde ,sobald die finanziellen Verhältnisse

es nur irgend wie gestatten ,das Los der Kinderreichen Familien erleich¬
tern möge .Er stellt nachstehene Anträge :

Die Dienstordnung für die Angestellten der Gemeinde Wien ist
dahin abzuändern ,dass die Mitglieder der Personalkommission aus dem
Stande ger Gemeindeangestellten von den Angestellten selbst in unmittel¬

barer ,freier und geheimer Wahlnach den Grundsätzen desVerhältnis¬
wahlrechtes gewählt werden .Der Magistrat wird beauftragt ,einen
diesbezüglichen Entwurf im Einvernehmen mit allen Gewerkschaften der Ge¬
meindeangestellten auszuarbeiten und ehestens dem Gemeinderat zur Be¬

schlussfassung vorzulegen .

Die Satzungen der Krankenfürsorgeanstalt ,der Ange stellten und
Bediensteten der GemeindeWiensind dahin abzuändern ,dass die Mitglieder
aus dem Stande der Angstellten und Bediensteten von diesen selbst in

unmittelbarer ,freie und geheimer Wahl nach den Gpundsätzes des Ver¬
. . —

haltnsiwahlrechtes gewählt werden ,Der Magistrat wird beauftragt ,einnn
diesbezüglichen Entwurf im Einvernehmen mit allen Gewerkschaften der

Gemeindeangestelltenauszuarbeiten undehestens demGemeinderatzur
Beschlussfassung vorzulegen .

Der Abzugder Beiträge für den Verband der städt .Angestellten von
ihren Gehaltsbezügen hät vom1 .Jänner 1933 an zuunterbleiben .

Redner schliesst :Die Aera Breitner - Speiser ist vollendet ,die
Aera Danneberg - Speiser beginnt .Mögeder Personalreferent die gesamte
Verwaltung und Gebarung seiner Verwaltungsgruppe umstellen nachdem
Wahrwort ,das auch für Gemeinde volle Geltung hat : Gerechtigkeit ist
die Grundlagedes Staates ! DemVoranschlag einer Personalverwaltung ,
die das Parteiinterrese höher stellt als die Gerechtigkeit ,können die

Christlichsozialen nicht zus timmen .( Beifall bei den Christl .soz . )
GR .Scholz ( nat .soz . )weist darauf hin ,dass ,während

alle Ausgabeposten im Gemeindehaushalt sinken ,die Bezüge der gewählten
Funktionäre die alte Höhebeibehalten .Die Not dieser Stadt dringt nicht

in die Salonsunddic Arbeitsstubendes Bürgermeistersundderamtsführen¬
den Stadträte .Die Fartei des Redners könne der Aeusserung des Bürger¬
meisters ,dass jeder Funktionär wisse ,was er in dieser schweren Zeit zu
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tun habe ,nicht vertrauen ,und wiederhole daher den Antrag :

Die im Voranschlag 1933 für die Bezüge und Gebühren der gewählten
Funktionäre der Gemeinde Wien veranschlagten Summen werden um 50von
1oo herabgesetzt .

Es gibt in diesem Saale gewiss nicht einen Menschen ,der vonder
Notwendigkeit der Bezirksvertretungen überzeugt wäre .Die ganze Arbeit

werde von den Magistratsbeamten gemacht .Die Bezirksvertretungen seien
nichts anderes als eine Art demokratisch - parlamentarische Augenaus¬

wischerei ,deshalb müssen ihre Kosten herabgemindert werden .

Der Redner stellt den Antrag :
1 .Die kostenlose Ausgabe von Fahrtausweisen für die gewählten

Funktionäre wird ab 1 .Jänner 1933 eingestellt .

2 .Die im Voranschlag 1933 enthaltene Pauschgebühr an die Strassen¬

bahnen wird gestrichen .

In einer Besprechung der Gehaltspolitik der Gemeinde führt der

Redner weiter aus ,dass es mit der Angestelltenfreundlichkeit der
Gemeinde sehr windig aussehe .Als der Steuersegen in dieser Stadt so
reich floss ,dass selbst STR .Breitner nicht mehr wusste ,was er damit

anfangen soll ,blieb nichts anders übrig ,als auch den Angestellten der Ge¬
meinde Wien

/einen Brocken hinzuwerfen .In Wirklichkeit sind sie kaum über 60 Prozent
des Vorkriegsstandards gekommen .Sie sind zwar den Angestellten anderer

Gebietskärperschaften in der Bezahlung etwas voraus ,dafür aber wirdihre
Arbeitskraft bis zum Aeussersten ausgebeutet .Im Uebrigen geht man
getzt daran ,auch die Bezüge der städt .Angestellten zubeschneiden .

Dabei bedient man sich der Verbandes der Angestellten der Stadt Wien ,
einer Art Unternehmergewerkschaft ,die alles tut ,was der Dienstgeber will .
Die Führung der Gewerkschaft liegt in der Hand einer Reihe alteinge¬
sessenen ultraroten Bonzen .Sie macht sich auch sehr gut bezahlt .So
bezieht der Präsident des Verbandes Rumler an Dienstbezügen menatlich

nicht weniger als 1200 Schilling ,ebwohl er das Amt seit Jahren nie ge¬

sehen hat ,und ausserdem von der Gewerkschaft monatlich 800 Schilling .
( Rufe : Hört - Hört bei den Nat .soz . )Ungefähr 60 bis 70 schwer bezahlte

Unterhäuptlinge sitzen ebenfalls an dieser Futterkrippe .Zu ihnengehört
der Vizepräsident Reder ,der als Gemeinderat seine Gebühren bezieht und
die Dienstgeberinteressen vertritt .Als Funktionän des Verbandes be¬
kommt er monatlich 600 Schilling .Nebstbei ist er Oberamtsgehilfe ,macht

zwar keinen Dienst ,bekommt aber seinen Gehalt .Man kann sein Monats¬

einkommen auf 1200 Schilling schätzen .Die Einhebung der Mitglied¬

beiträge für Ihre Monopolgewerkschaft besorgt die Gemeinde .Es gehenda
jährlich für die Gewerkschaft etwa 3/4 Millionen Schilling ein .DieEin¬
hebung der Gewerkschaftsbeiträge durch die Gemeinde ist ganzungehörig ,
Jetzt verlangen Sie eine Aenderung der Gebührenvorschriften ;schon die

lineare Kürzung der Ueberstunden ist unsozial und ungehörig ,da sie den
wirtschaftlich Schwächsten trifft .Das Recht desDienstkleiderbezuges ,
das etwa 100 Jahre alt ist ,wollen Sie ebenfalls kürzen .Das ist ebenfalls
ein ganz ungehöriger Lohnraub .Den Schulwarten und Amtsgehilfen wollen
Sie ganz lächerliche Beträge für die abgelösten Dienstkleider geben,so

für einen Mantel 15 Schilling ,für eine Kappe A Schilling ,für einen Win¬
teranzug 32 Schilling und so weiter .( Zwischenrufe bei dan Nat .soz . :

Das sind ja Tandelmarktpreise ! )Der Redner stellt den Antrag ,die inder
Ausgabepost für Dienstkleider im Voranschlag für 1933 angegebene Summe
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für den Sachaufwand der Angestellten und Bediensteten der Gemeinde Wien
auf den im Jahre 1931 für diesen Zweck ausgeworfenen Betrag zu erhöhen .

Der Redner beschäftigt sich dann mit der Heimkehrerfrage undverlangt ,
dass diese endlich einmal energisch geregelt werden müsse .Ganz unge - ¬

hörig ist ,dass die Gemeindean Beamtemit Schadenersatzansprüchen heran¬
tritt .Dann beschäftigt sich der Redner mit den städt .Fachkonsulenten

und bezeichnet diese als Parteibuchbeamte der sozialdemokraitschen Partei .
Der sozialdemokraitschen Mehrheit ,schliesst der Redner ,ist es vorbe¬

halten gewesen ,die sozialen Errungenschaften der Angestellten undBedienste
ten schrittweise abzubauen .Sie haben die Dinnststunden von 6 Stunden

auf 7 Stunden verlängert ,die Pensionen von 100 Prozent auf 67Prozent
herabgesetzt ,Sie haben die Bezüge umeinen halben Monatsbezuggekürzt ,
Sie haben bereits alle Nebengebühren um 10 Ppozent gekürzt ,Sie haben
die Pensionsfondsbeiträge neu eingeführt und diese neu eingeführten Bei¬
träge im Jahre 1932 um 3 Prozent erhöht ,Sie haben die Personaleinkommen¬
steuer ,die früher von der Gemeinde getragen wurde ,auf die Anget ellten
überwälzt ,Sie haben die Urlaube gekürzt ,die Arbeit intensiviert und
jetzt wollen Sie den Angestellten und Bediensteten die Dienstkleider
nehmen .Durch diesen Abbauder sozialen Eprungenschaften derAngestellten
und durch diesen Lohnraub haben Sie sich bereits das Vertrauen der weiteste

Kreise der Angestellten verscherzt ;wir müssendeshalb denVoranschlag
ablehnen .

GRtin Schlösinger ( chr . soz . )verweist darauf ,dass die
Christlichsozialenimmerschonfür Sparsamkeitin dr Verwaltungeinge-¬
treten sind ,allerdings immer den Standpunkt vertreten haben ,dassam
richtigen Ort gespart werdenmüsse .AufdemGebietedes Schulwesensdarf
aber Spærsamkeitnur mit allergrössetr Vorsicht platzgreifen .Heute ,
wo es einem Grossteil der Bevölkerung nicht möglimist ,der Jugend .mate - ¬
rielle Güter zu bieten ,gewingen die geistigen Güter besonders anBedeu¬
tung .Es Wäredaher eine der heiligsten Pflichten der Gemeinde,denKindern
des Volkseine mäglichstgute Erziehungzu geben .Sparmassnahmenmüssten
vor der Schule Halt machen . Tatsächlichhaben aber in Wiendie Sparmass - ¬
nahmenim Schulwesenunterden österreichischen LänderneinenRekkord
erreicht .Die Schülerzahl ist von 1927 um 25 . 000gestiegen ,die Lehrer¬
zahl in derselben Zeit um810gesunken,statt dass manhättetrachten
müssenzumindestijod und Pensionierungen entstandenen Lücken auszu¬

füllen . Esist sonderbar ,dass diesen Bestrebungen gegenüber die Schulbe¬
hörde entwedercstummbleibt oder ihmer nur einen sehr schwachenWider¬

stand entgegensetzt .Seit demJahre 1929 insbesondere sind dieDrosse¬
lungen im Schulwesen so einschneidend geworden ,dass man in Lehrerkreisen

von einer Breitnerischen Schulreform spricht .Im Jahre 192 wurdeeine
Reihe von Schulen aufgelassen ,Klassen zusammengezogen ,nicht weniger
als 10 . 000Kinder in fremde Schulen versetzt .Im Jahre 1930 erschien der
berühmte Erlass über die Schaffung von Aushilfskräften .Im vorigenJahre
mussten die Lehrer nicht ble s die Gehaltskürzung auf sih nehmen ,die Volks

schullehrer wurden gewwungen ,an den Hauptschulen Lehrdienst zu übernehmen
Die Rednerin beschäftigt sich sodann ausführlich mit einem im Juli dieses

Jahres erschienenen Erlass ,der neuerlich weitgehendeMehrdienstleistungen
der Lehrer verfügt und spricht in die sem Zusammenhang ihr Bedauern aus ,
dass für das Schulwesen nicht eine eigere Verwaltungsgruppe bestehe .Sie
stellt den Antrag ,es mögen sämtliche Angelegenheiten ,die denpersönlich
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undSachauNvandfür dasSehulvenenpetreffemaneinereigenenVertal¬
tungsgruppeunter demTitel "Schulwesen "zusammengestelltwerden .DerEr¬
lass vomJuli desheurigenJahresist geeignet ,ausdemlebendigenOrga-¬
nismus der Schule einen toten Mechanismus ,einen Be rieb am laufenden Band

zu machen . DieSchulleiter werden ,in kleineren SchulenzumUnterrichtheran
gezogen ,dafürwirdihnendie zugeteilte Personallehrkraftentzogen.
DieLehrverpflichtungderLehrpersonenwirdabermalsundzwarauf25
Stundenerhöht .DieVolkszchulewirdgeradezuaufdenKopfgestellt,es

wirdihr dasgenommen,wasihr Wesenausmacht ,dasKlassenlehrersystem .
In demErlasswirdnichtmehrvonGegenstsänden,sondernvonStunden ,von
Unterrichts -undReststundengesprochen .Dassmandie Lehrerso zuStunden-¬

arbeitern degradiert ,ist ein pädagogischesVerbrechen .Klassen undSchu¬
len werdengekoppelt . Esgibt eine Schule ,die mit 13 anderengekoppelt
ist,das heisst aus13anderenSchulenkommenihr die Lehrkräftezu .Esist
daherkeinWunder ,dassder Stundenplanunmöglichwird .In einerKlasse
musszumPeippilderGegenstandLesenaufzweiLehrkräfteverteiltwerden.
Wohinist der"Gesætunterricht",aufdendieSchulreformsostolzwar ,ge-¬
kommen“DassdurnhdieSparmassnahmenmanchesvonderSchulreformbe¬
grabenwurde,iwtnichtzubedauern . Zubedauernist es aber ,dassdurchsolch
MassnahmendermoderneUnterrichtbegrabenwir . AuchdenHanptschullehrern
wurdeeine wesentlicheMehrdienstleistungzugemutet .Manhat sich inder
Seit derSchulreformviel aufdie möglichsteGleichstellungderHauptschu¬
le mitderUntermittelschilezugutegetanunddenEiternmehrereFremd¬
sprachenversprochen .HetztwirdnurFranzösischunterrichterteilt undauch
dieGruppenhiefürsindwesentlicheingeschränktworden .In einerSchule
habensich60KinderzumFremdsprachenunterrichtgemeldetundnur42wurden
ge nommen .Die Fremdsprachengruppen sind ausserordentlich überfüllt .Aehnlich
ist es mitder Stenographie .DieseSparmassnahmenwirkensichaussererdent-¬
lichschlechtaufdieLehrpersonenaus . Esgibtz,B .eineLehrerin,diedie
erste Unerrichtsstundein derHauptschulezuerteilenhat ,in derPause
musssieineineVolksschule,dorteineUnterrichtsgtundeerteilenundum
1oUhrmusssie wiederin die Hauptschulezurück .SolcheMassnahmenwird
derIdealismusunddieArbeitsfreudederLehrerschafterschlagen.Manhat
es immerals Vorteilder WienerSchulenhingestellt ,dassin ihnendie
Schülerzahlkleinerist alsinanderenLändern .In Niederösterreichundin
anderenBundesländerngibtesKlassen,diesehrstark ,aberauhsolche,
dieausserordentlichschwachbesetztsindundgeradeNiederösterreich ,das
sooft angezogenwird,istbeispielgebenddurchseineSorgefürdieSchule
und namentlich auch für die Junglehrer .Mansagt ,dass die finanziellen
Mittel nicht ausreichen ,um Lahreranstellungen vorzunehmen .DerPetrag
von 842 . 000Schilling ,der auch im heurigen Budget für die
Gemeindewacheeingesetz ist würde ausreichen ,um300 Junglehrer anzu¬

stellen .Auch die Mehrzahl der soz .dem .Lehrkääfte steht diesen
Sparmansnahmen ablehnend gegenüber und die nicht marxistische Lehrer¬

schaft hat es an Protestaktionen und auch an Vorschlägen nicht fehlen
lassen .

Die Rednerin beantragt ,zur Beseitigung des drückendenBeherer¬
mangels unverzüglich Junglehrer anzustellen ,zur Behebung der Junglehrer¬

not für den Fremdsprahunterrricht an städt .Hauptschulen stellenlose

Volks -und Hauptschullehrer ,die die vorgeschriebenen Prüfungen für
das Lehramt in Fremdsprachen haben ,anzustellen ,sie beantragt ferner
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die Schaffung einer eigenen Personalvertretung für die Lehrer und die
Eliminierung des Artikels 3 des Behrerdienstgesetzes .

Der Lehrer an den WienerSchulen ist zumStundenarbeiter degra¬
diert worden ,Gesichtspunkte einer kapital istischen Petriebsart sind an

die Stelle pedagogischer und titaktischer Erfordernisse getreten .Die

Sparmassnahmen des Finanzreferenten ,des Personalreferenten und der Schul¬
verwaltung haben dahin geführt ,dass die Verhältnisse an den WienerSchulen
unerträglich geworden sind ,und die führenden Männer haben denherostra¬
tischen Ruhm ,an den Ruin des Wiener Schul wesens gearbeitet zuhaben .
( Beifall bei den Christl .soz . )

GR .Dr .Riehl ( nat .soz . )weist darauf hin ,dass besonders die
Avancementverhältnisse der unteren Kategorien der städt .Angestellten
sehr ungünstige sind ,während in den höheren Gpuppen und insbesondere

aus den juristisch gebildeten Beamten der leitenden Stellen des Magistrates
eine Prätorianer - Garde geschaffen wurde ,die gegen sehr viel Geld
ihre Kenntnisse dahin ausnützt ,um die Herrschaft der soz .dem .Partei

innerhalb der Beamtenschaft mit allen Finessen zu erhalten .Besonders

benachteiligt ist eine Kategorie von Beamten ,die nicht
nur beim Bundund in den anderen Bundesländern ,sondern auch in allen
Staaten Mittel -und Westeuropas eine durchaus gerechtfertigte Begünstigung
geniesst ,das sind die Beamten ,die eine Militärdienstleistung aufzuweisen

haben .Er beantragt ,den Gemeindeangestellten einschliesslich der Lehr¬

personen ,die nach dem 31 . 7 .1914 in den Dienst der Gemeindeübernommen
worden sind oder in Hinkunft übernommenwerden ,die während des Krieges ,

in der Volkzwehr und im Bundesheer zugebrachte Dienst¬
zeit für die Erlangung höherer Bezüge sowie für die Ruhegenussbemessung

anzurechnen .
den, §20der

Der Redner kritisiert / Dienstordnung für die Angestellten der

Stadt Wien ,dessen Kautschukbestimmungen die Gefahr politischer Mass¬
regelungen möglich machen .Währendnach demzwingeneBestimmungendes
Artikels 7 der Bundesverfassungdie Politischen Rechte deröffentlichen
Angestellten in keiner Weise eingeschränkt werden dürfen ,bestimmt der

§ 20 der angeführten Dienstordnung ,dass ein Angestellter ,dereine
der demokratisch -republikanischen Staatsform feindliche Tätigkeit oder
Propaganda entfaltet ,ein Dienstvergehen begeht ,das ohne Rücksicht
auf eine etwaige gleichzeitige gerichtliche Verfolgung zu ahnden ist .
Nach den Anschauungen sämtlicher Rechtsgelehrter der Mittel - undwest¬
europäischen Staaten kann eine demStaat oder der Staatsform feindliche
Betätigungnur danngeahndetwerden ,wenneine Tathandlungbegangen
wird ; ,hier kann aber schon eine Propaganda bestraft werden .Natürlich
braucht der betreffende Beamte nicht in Untersuchung oder in ein Dis - ¬
ziplinarverfahren gezogen werden ,sondern man kann ihn in anderer Weise
schikanieren .Selbst ein Gesinnungsgenosse der soz .dem .Partei hat

diese Bestimmung als eine Gefahr für die politische Freiheit der Beamten
bezeichnet .Das Bundesverfassungsgesetz sagt ferner in Artikel 20 ,
dass ein Beamterzur Geheimhaltung nur insoferne verpflichtet
ist ,als es sich um Dinge handelt ,die im Interesse der betreffenden
Gebietskörperschaft geheim gehalten werden soll .In .thaus werden
aber die Beamten von den Vorständen und sogar von den amtsührenden Stadt¬
räten strengstens darauf aufmerksam gemacht ,dass sie Leuten ,die

mit unserer Gemeinderatsfraktien in Verbindung stehen ,nichts zu erzählen
haben .Wo bleibt das Versprechen des Herrn Bürgermeisters ,er würde eher

seine Stelle niederlegen ,als dulden ,dass unter den städt .Beamten ein
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Terror zu Gunsten einer Partei geübt wird ?DieGemeindeverwaltung
hat ein Recht ,von allen Beamten im Dienst strengste Unparteilichkeit

und ein unpolitisches Verhalten zu verlangen ,aber eine Ueberprüfung
der Beamtenschaft ausserhalb des Dienstes in Bezug auf ihre Vereins - ¬

oder Propagandatätigkeit ist nichts anderes als eine unverhüllte Pertei¬
herrschaft , gegen die wir uns mit allen Mitteln zur Wehr setzen

werden .( Beifall bei den Nat .soz . )

GRt Holaubek ( Christl .soz . )bemerkt ,wenn derTerror ,
der gegen die säädt .Angestellten früher geübt worden ist ,etwas nach¬

gelassen habe ,so sei das nicht ein Vardienst der sozialdemokra bschen
Partei ,der Direktoren und Vorstände ,sondernein Verdienst derAnge- ¬
stellten ,die sich durch den Terror nicht beugen liessen .Nichts¬
destoweniger sind auch heute noch Vorfälle zu verzeichnen ,dieTerror
genannt werden müssen .Dazu gehören insbesondere die Wahlen bei den
städt .Strassenbahnen ,bei denen das Mogeln beinahe das Entscheidende

ist .Die Wahlvorschriften verlangen den Aufdruck einer Stampiglie
auf den Stimmzetteln , der von den Vertrauensmänner erteilt
wird ,Um diesen Unfug aus der Welt zu schaffen ,beantragt der Redner

eine Aenderung der Wahlordnung in dem Sinne ,dass die Notwendigkeit
des Aufdruckes einer Stampiglie zu entfallen hat .

In einer Sitzung der Personalvertretung der Strassenbahnbeamten

hat Direktor Resch erklärt ,das Defizit betrage 25 Millionen Schilling ,
daher seien Sparmassnahmen unvermeidlich und es bestehe die Gefahr ,
dass in Hinkunft alle Zulagen und Uebersturd engebühren entfallen werden .

Umdas Defizit zu decken ,ist es absolut nicht notwendig ,die Löhneund
Gehälter der Angestellten zu kürzen .Es gäbe eine Reihe vonMöglichkeiten ,
die zur Verminderungdes Defizites herangezogenwerdenkönnten .Der
Strassenbahnverkehr in Wien ist heute schon ein Skandal .Es müsste eine
kürzere Zugsfolge eintreten ,es müsste wieder der Zonentarif geschaffen

werden ,dann würde die Frequenz eine Steigerung erfahren und es
würden mehr Einnahmen einfliessen als bei den heute nur notdünftig auf¬
recht erhaltenen Verkehr .Der Redner zitiert die Kölnische Ferkehrs¬
Rundschau ,in der berichtet wird ,dass zur Hebung der Frequenz Umstel¬
lungen in den Strassenbahnbetrieben vorgenommen werden müssen ,dast den

Kurzfahrern entgegengekommenwerden müsse .So hat Frankfurt a .M .dieZugs¬
intervalle von 8 auf 6 Minuten herabgesetzt und lässt jetzt auch statt
der Dreiwagen - Zügenur Zweiwagen - Zügeverkehren ,da damit auch eine

schnellere Fahrtmöglichkeit gegeben würd .Der Fahrgast will ja nicht nur
bequem ,sondern auch schnell befördert werden .Von allen diesen Dingen
aber will die Direktion der Wiener städt .Strassenbahnen nichts wissen ,
sie geht lieber daran ,die Gehälter und Löhne der Angestellten zu kürzen

als durch zweckentsprechende Massnahmen die Frequenz zu beleben .Eigen¬

tüm lich ist es ,dass in der Zeit des wachsenden Defizites die Haupt - ¬
kasse der städt .Strassenbahnen von der Rahlgasse in die Direktion in
die Favoritenstrasse übersiedelt wird ,was ja mit beträchtlichen Kosten

verbunden ist .Ich richte an den Referenten die Anfrage ,ob es wahrsei ,
dass in der Strassenbahndirektion Rechenmaschinen amerikanischer Her¬

mona tliclkunft verwendet werden ,deren Miete 3000 Schilling/kostet .Schliesslich
beschäftigt sich der Redner mit den Disziplinarausschüssen und stellt den
Antrag ,für die Wahlen in die Disziplinarkommissionen der Bediensteten ,

Arbeiter und Angestellten der Wiener städt .Strassenbahnen an Stelle der
MMehrheitswahlrechtes das Verhältniswahlrech einzuführen .( Beifall bei

den Christl .soz .713
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GR . Dr .Suchenwirth ( nat .soz . )bemerkt ,gestern habe der

talmudis che Grossmeis ter der sozialdemokratischen Finan politik in stol¬
zen Worten erklärt ,die Ausgabenfür das Schulwesen seien heuer aufder
gleichen Höhe gehalten wie in den Jahren vorher .In Wirklichkeit sind
die Personalauslagen für die Schulen heute umm9oo. 000S geringer als im
Vorjahr ,obowhldurch die normaleVorrückungder einzelnen Lehrkräftedie

Gebühren und damit der Gesatbetrag höher sein müsste .Ist es vielleicht

wirklich war ,was ale Gerpcht verbreitet wird ,dass maneinenneuen
Anschlag auf die Gemeineangestellten vorbere iteto indem man ihnen die

begünstigte Anrechnung der Dienstjahre streichen will .Damit würdeman
der Gemeinheit die Krone aufsetzen .Für den Stadtschulrat schwelgen die
Ausgabenallerdings von Jahr zu Jahr an .Von182 . 000S im Jahre 1925sind
die Kosten heuer auf ungefähr 700 . 000S gestiegen .Der Stadtschulrat

hat nicht weniger als 108 Sitze aufzuweisen ,der Gemeinderat hat nur
1o0 Vertreter .Der Stadtschulrat leistet sich also ein ganzesParlament
mit hohenSitzungsgeldern ,aber ann Parlament in der famosestenZusammen¬
setzung .Dagibt es 18 Vertreter der Lehrerschaft ,dagegenhoPolitiker ,
die der Gemeinderat hineinschicktunddamitja die roteMamelukenzüchterei
auf die Spitze getrieben wird ,werdenauch noch 20 Rote vomStadtschulrat
hineingeschickt .Ihre Personalpolitikkannalees wenigerals anstöndigge¬
nannt werden .Im Jahre 1932haben Sie bei der Bestellung derprovisorische :
Leiter eine ausgesprochenpolitische Einstellung bekundet .Sie habenzu
Leiternan denHauptschulen14Sozialdemokraten,an denVolksschulen30
Sozialdemokraten ernannt .Da wurde ein Herr Kuldar zumprov .Leiter er¬
rannt,obwoal er in den letzten Jahren nur die Klassifik ationsnote 2
gehabt hat . Erist aler ein guter Freund des Herrn Enslein vomZentral¬
verein .Dazuhat der Manneine Chrfeigenangelegenheitin der Sc ulegehabt ,
die niedergeschlagen wurde .Dagegenhat maneinenLehrervnationaler
EinstellungnichtzumLeiterernannt .obwohler dieKlassifikationIhat ,
obwohler seinerzeit denSchulgartenangelegtundsich inFachzeitschrifter
bewährthat .Manhat einenHerrnKan ,zumLeiterernannt,offenkarwielerei
bes ondere Befähigung hat . Erhat nämlich seinen Schülern das Waschen in

der Schulebeigebracht ,hat denWaschtrogmitgebracht ,die Kinderwaschen
lassen unddie Fetzenaufhängenlassen .Sie sollten dieses GenieHerrStadt
rat zu Ihrem Adlatus machen ,damit er Ihnen hilft ,die Moorenwäsche Ihrer

FersonalpolitikimGemeinderatreinzuwaschen( Lebh .Beifall . d .Nat .soz . ) .
HabenSie Herr Stadtrat ,nicht in einer anständigen Stunde eineGewissens- ¬
regunggehabt ,Sie,der ehemaligeLehrer ,der Intimus desBürgermeisters ,
die Sie beide sich immer gegen die Vergewaltigung der Lehrer gewendetha¬
ben Sie habeneine ganz peinliche Entwicklungdurchgemachtundverleugnen
das,wogegenSie einmal aufgetreten sind .Warumsagen Sie im Voranschlægnic
wie hoch die Geldposten für die Auszeichnungensind ,für diegewissen
Stufenvorrückungen ,die in die Fension eingerechhat werden ? Mitdiesen
Schwindelgeldernhaben Sie alle Ihre roten Parteifreunde versorgt .Man
schaffe die Auszeichnungsschweinereiab und manstelle aus dendadurch
ersparten Geldern Junglehrer an .Währendmanbei den deutschen Schulenso
liebevoll spart,währendmanungefähr15 Schilen in Wienzugesperrtund
nur eine neu erbaut hat,hat man zu derselben Zeit der tschechischen Be¬
völkerungein Geschenkgemacht .NachdemVetragvonLanaist die Gemeindem
verpflichtet für Schulkinder österreichischer Staatsbürgerschaft tschechi¬

scher Nationalität eine Schulklasse zu erüffnen .In den deutschen öffent¬
lichen Schulensitzen 39 Kinderin einer Klasse ,in dentschechischennur
28 ,wobeimangar nicht überprüft ,ob die KinderKinderösterreichischen
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Staatsbürger sind .Mankönnte sofort 1o Klassen der tschechischen Schulen
ersparen ,wennmanihre Schüler zahl der Schülerzahl der deutschenSchulen
anpassen würde .Für die Ersparnis könnte man sofort Junglehrer anstellen .

Sie fördern auch noch das Privatschulwesen der Komenzkyvereine ,Siehaben .
ihnen die öffentlichen Schulen ausgeliefert .In derHainburgerstrasse
im III . Bezirkhat manes dmdeutschenTurnverein verweigert ,denRurn¬

saal eine Stunde länger zu benützen ,weil die effentliche Gemeindeschule
demtschechischenSchulvereinKomenzkyverpachtet wordenist .Sie,Herr
STR .Speiser ,drce malige Lehrer haben kein Augedafür ,dass dieLehrer - ¬
schaft heute unter ganz anderen Verhältnissen arbeiten muss als vor
dem Krigge ( Zwischenrufe ) - ¬

*
GR .Mühlberger ruft zu den soz .dem .Bänken : Der Judsoll

die Goschen halten !

VorsitzenderDr .Neubauer/muftdenGR .MühlbergerzurOrdnung.
GR .Mühlberger :Da hat überhaupt kein Jud zureden !
GR .Rotter : Sie können keinen Vorsitz führen .

e
Vorsitzender Dr .Neubauer ruft GR. Rotter zur Ordnung .( Leöh¬

Zwisshenrufe. - Rufebei denNationalsozialisten :Warumwirdderandere
nicht zur Ordnunggerufen ?RufenSie ihn auchzurOrdnung?)

VorsitzenderDr .Neubauer: Wennich ausdemstenogr .Protokoll
ersehe ,dass ich Anlass zum Einschreiten habe ,werde ich es tun .

GR .Dr .Suchenwirth :Esist in dieser Stadt sogarmöglich ,
dass Schulkinderan öffentlichen Schulenmit drei Pfeilenerscheinen .
Es gibt sogar Schulen ,wo die Schuldiener in derSchutz¬
bunduniformaufgetretensind ,wodie Kavaliere ,weilich nichtsagen
möchtePlattenbrüderin Schutzbunduniformaufgetretensind .

VorsitzenderDr .Neubauerruft GR .SuchenwirtzurOrdnung .
GR .Dr. Suchenwirthsetzt seine Redefort undwirdvomVorsit-¬

zendenDr .Neubauerdaszweitemalzur Ordnunggerufen .Ersagt darauf :Ichanfe den
mache/Sie Oberfzulenzer . . . .VorsitzenderDr .Neubauerruft denGR,Dr.
SuchenwirthzumdrittenmalzurOrdnung,undmachtihnaufmerksam,dasser
bei einemnochmaligenOrdnungsrufbemüssigtwäre ,dasDisziplinarverfahren
gegenihneinzuleiten.(ZwischenrufebeidenNat. soz. . )

GR .Mühlberger Sie Oberfaulenzer .

zur Ordnung . VorsitzenderDr .Neubauer: Ichrufe Sie wegendihsesAusdrucke
GR .Mühlberger : Esist aberwahr !

VorsitzenderDr .Neubauer: ZihrufeSienochmalszurOrdnung.
Gr .Mühlberger : Esist wahr :

VorsitzenderDr .Neubauer:IchrufeSienochmalszurOrdnung.
GR .Dr .Sucherwirth .In der Schulein derSteinöächnersbæasse

mussteeine pflichttreueLehrerinauf WeisungdesSchulwartsdenTurnunter¬
richtvorzeitigschliessenweileinesozjaldemokratischenOrganisation
ihn in dieserZeit benützt .Wasdie Sozialdemokratenausdr Schulege¬
macht haben ,ist das Spiegelbild ihrer marxistischen Denkweise . Heutelebt

dortdr Geist,derVerrat ,derLügeundHeuchelei .DieParolederunterdrück-¬
ten Pehrerschaft ,der denkendenEltern ,die ihre Kinderzuanständigen
deutschenMenschenerzogenhabenwollen,lautet:diefreiedeutscheSchuleimdrittendeutschenReich( Lebh,Beifall . d .Nat ,soz. ) .
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STR .Speiser bemerkt in seinem Schlusswort ,dass für die städt .An¬
gestellten ,die sich währenddes KriegesVerletzungenzugezogenhaben ,
durch GemeinderatsbeschlussvomMärz1921 eigene Besimmungengeschaffen
worden sind .Alle Angestellten - Organisationen haben Gelegenheit ,ihr
Koalitionsrecht auszüüben .Die Behauptung ,dass Auszeichnungennur

an Sozialdemokratenverliehen werden ,ist unrichtig ,dieausserturlichen
Beförderungen wirken dienslich sehr gut und es ist nur zuwünschen ,
dass verdienstvolle Beamte ,wennes die finanzielle Lagegestattet ,
bessere Vorrückungsmöglichkeitenerhalten .DerVerschuldungderstädt .

Angestellten wirkt die Darlehensstelle in vorbildlicher Weise

entgegen .Die Intensivierung der Arbeit aller städt .Angestellten ,
also auch der Lehrer ,hat es mit sich gebracht ,dass die GemeindeWien
nicht zu jenen Gehaltskürzungen schreiten musste ,die in anderen
Körperschaften an der Tagesordnung sind .

Zuden Anträgendes GR .Scholzauf Herabsetzungder Bezügealler
Funktionäre um50 Prozent und auf Einstellung der freien Fahrtausweise
stellt der Redner fest ,dass der gegenwärtige Bürgermeister diebHälfte
der Bezüge eines Bürgermeisters der Vorkriegszeit hat ,dass die amtsführen
den Stadträte im Jahre 1931 selbst eine Kürzungihrer Bezügeum20Prozent
verlangt haben und dass die Bezügeder amtsführendenStadträte vielfach
kleiner sind als die der ihnen unterstellten Beamten .Die Bezügedieser
Stadträte sind auch kleiner als die Bezüg . gleichartiger Funktionäre
in vielen kleineren deutschen Städten ,unter welchenFunktionären sichauch
sehr viele Mitglieder der nat .soz .Partei befinden .Die freien Fahrt¬
ausweiso sind durch die vielen Fahrten ,die die Funktionäre imGemeinde¬
interesse machen müssen ,zur Genüge gerechtfertigt .Die Pension desStadt¬
rates Breitner wurdegenaunach den Beschlüssendes Gemeinderatesbemessen
und entspricht den Normen ,die für die städt .Angestellten gegegeben

sind .Der Pensionsbezug beträgt nach 10 Jahren Amtstätigkeit 50Prozent
der Bezügeund für jedes weitere Jahr 3 Prozent .Es ist selbstverständlich ,
dassauchfür diesePensionendie Pensionsbeiträgeentrichtetwerden.
Die Bezeichnung des Verbandes der städt .Angetellten als gelbeGewerk¬
schaft ,müsse Redner zurückweisen ,weil er niemals mit einer in einen

Abhängigkeitsverhäktnisstehen denGewerkschaftverhandelnwürde .Eswar
seit jeher der Fall ,dass Ange örige der verschiedenen Parteien undGe¬
werkschaften im Gemeinderat sitzen ,was niemals zumSchaden ,sondernimmer
zumNutzender betreffenden Angetellten - Kategoriengewesenist .
Warumdie Beurlaubung gerade des GR ,RedervonGR .Schogganständetwurde,

ist unverständlich ,da bekanntlich die Mandatare aller Parteien solche Be¬

urlaubungen in Anspruch nehmenund in den Reihen der Oppositionmindestens
3 Herren sitzen ,die ebenfalls vomDienst beurlaubt sind ,(Hört - Hört
bei den Soz .dem . ) ;ich glaube sogar ,dass sich der Herr Anfragesteller
unter den Beurlaubten befindet .( Lebhafte Heiterkeit bei den Soz .dem .
Es ist unrichtig ,dass schon im vorigen Jahre eine KürzungderUeber¬

stunden vorgenommenwurde .Wir bestreben uns ständig ,dieUeberstunden¬
leistungen überhaupt abzubauen .und wenn wolche Leistungen abgebaut
werden ,fällt natürlich auch das Entgelt weg .Das ist einBestreben ,
das in der Zeit der grossen Arbeitslosigkeit nur allgemeine Sympathie
finden kann .Die Tragdauer der Kleider wird nich ab 1933 um ein Jahr
verlängert ,sondern die Vorlage beinhaltet ,dass die Tragdauer für jede
Kleidersorte nur ein einziges Mal umein Jahr verlängert wird .DieFrage
der Heimkehrer ist von verschiedenen Rednern zur Sprache gebracht worden .
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ürlegegdensbzeitDerAntragauf Einrechnungder kann ausfinanziellen
Gründdnnicht angenommenwerden .Die Gemeindeberücksichtigwaberdie
Interessen derHeimkehrer dadurch ,dasssie
alle jene Heimkehrer ,die im späteren Jahren in den Dienst gekommensind ,
bei ausserturlichen Avantements nach Möglichkeit in erster Linie berück¬besonderssichtig .Was die Behauptungnanbelangt ,dass die bevorzugten Beamten

durchwegsSozialdemokratensind ,stelle ich ausdrücklich fest ,dass
unter den leitenden Beamten des Wiener Magistrates ein verhältnismässig
kleiner Prozentsatz der sozialdemokratischen Partei angehört . Wennein
vollständiges Verzeichnis der tüchtigen und bevozzugten Beamten aufge¬

stellt wird ,werden Sie finden ,dass die Mehrheit nicht der sozial¬
demokratischen Partei angehört .( GR .Dr .Suchenwirth ( nat ,soz . ) :
Aber nicht Lehrer ! )Ich stelle ausdrücklich fest ,dass die Mitglieder

des Zentralvereines unter den Ausgezeichnetenkaumdie Hälfteausmachen .
Die Verlängerungder Dienststunden von 6 auf 7 ist nicht nurbei
der Gemeinde ,sondernin allen öffentlichen Anstalten ,Betriebenund
Aemternerfolgt .Wasdie Pensionsbemessungsgrundlage anbelangt ,soist

festzustellen ,dassdie städt .Angestellten
auch in dieser Hinsicht besser behandelt werden als alle anderen öffent¬
lichen Angestellten .Auchdie Behauptung ,dass die Bezüge umeinenhalben
Monatsgehalt und ausserdem um 1o Prozent gekürzt worden seien ,ist un¬
richtig ,Es ist insgesamt ein 6 Prozentiger Gehaltsabbau erfolgt ,also

ein geringerer Abbau als bei den Bundeaangestellten und ins¬
betondere bei den Bundesbahnangestellt en .
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Der Herr GR . Dr .Riehl hat eine Anzahl von städtis chen Ju¬
risten als Prätorianer bezeichnet ,die für die politischeVerwaltung
Spitzeidienste leisten .Ich muss von dieser Stelle aus diesen Vorwruf
auf das schärfste zurückweisen .Der § 20,Absatz 1 derDienstpragmatik
steht nicht im Widerspruch zur Bundesverfassung und die Befürchtungendes
GR. Dr. Riehlsind vollkommenunbegründet .Aufdie AusführungendesGR.
HolaubekerwidertderReferent ,dasser schonwiederholtfestgestellt
hat,dasses unterseinerAmtsführungbei denstädtischenEngestellten
niemals einen Terror gegeben habe . Esist richtig ,dass die Direktion
der städtischenStrassenbahnenRechenmaschinenin Mietebenützt ;diese
MaschinenwerdenvondenFirmennicht verkauft ,sondernnurgegenMiete
abgegeben .Die Verlegung der Hauptkasse der städtischen Strassenbahnen

hat nicht ,wie GR. . Holaubekgesagt hat,600 . 000S gekostet ,sondern nur
einen Betrag,der mit dieser Summein gar keinemVergleich steht .Ueber¬
dies werden durch die Verlegung der Hauptkasse eine dauernde Verein¬

fachungundverschiedenartigeErsparungenerzielt .GR .Suchenwirthhat
heute seine Redein dembei ihmüblichen Tongehalteh .Er mögenicht
glauben ,dass ich mich durch Anschreien oder durch beleidigende Aeusse¬

rungenirgendwiebetroffen fühle .Ich braucheden Rat desGR. Buchenwirth,
ich möge in mein Gewissen gehen ,nicht .Jemand der eine solche Agitation

macht und in diesem Ton redet ,täte am besten ,bei sich Eikkehr zuhalten .
( Lebh .Beifall . d .Mehrheit ) . Da ich Amtspersonbin,will ichtrotzdem
aufdie gestelltenAnfrageneingehen .StadtratSpeisergibt sodannein¬
gehendeAufklräungübær die Sparmassnahmenim Schulwesenund teilt mit ,
dassdie angeblichhoheSitzungsgebührdesStadtschulrats3 Schillingbe¬
trage .Dassdie GemeindedentschechischenSchuleneineUnterstützung
zuteil werden lässt ,ist ganz unrichtig .In den letzten 10 Jahren waren

. 713ausländische Kinder in den tschechischen Gemeindeschulen ,dagegen
11 . 000Kinderösterr .Staatsbürgerin dentschechischenPrivatschulen
scdass das AbgehenvondemStaatsvertrag für die Gemeinde Wienmiteinem
ausserordentlichenVorteil werbundenist .Ausserdemsei mitgeteilt ,dass
sowohldieZahldertschechihenSchulklassen,wiederSchulkinderzurück¬
gegangen ist . STR .Speiser behält sich vor ,auf die Darlegungen derGRtin
SchlösingerbeimKapitelErnährungs-undWirtschaftsangelegnheitenaus-¬
führlich zurückzukommen( Lebh .Peifall b .d .Spz .dem. )

BeiderAbstimmungwirdderVoranschlagderVerwaltungsgruprI angenommen ,die in der Debattegestellten Anträge abgelehnt
mit Ausnahmeder AnträgeStöger,Schlösinger( BehebungderJunglehrernot
ünd Schaffung einer eigenen Verwaltungsgruppefür Schulwesen] undHolau¬
bek(betreffendDisziplinarkemmission),diedergeschäftsordnungsmissigen
Behandlungzugewiesenwerden.
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